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Bericht 

des Ausschusses für soziale Verwaltung 

über den Antrag der Abgeordneten Wim
berger, DengIer und Genossen, betreffend die 
Abänderung' des Kriegsopferversorgungsge-

setzes 1957 (45/ A). 
In der 38. Sitzung des Nationalrates vom 

30. Oktober 1957 haben die Abgeordneten 
W i m b erg e r, Den g 1 e r und Genossen d~n 
obgenannten Initiativantrag eingebracht, der dem 
Ausschuß für soziale Verwaltung zugewiesen 
wurde. Der Ausschuß hat diesen Initiativantrag 
in seiner Sitzung am 28. November 1957 in An
wesenheit von Bundesminister für soziale Ver
waltung Pro k s c h in Verhandlung gezogen. 
Der Initiativantrag geht von folgenden Erwä
gungen aus: 

Mit der allgemeinen Erhöhung der Versor
gungsleistungen des Kriegsopferversorgungsgeset
zes durch das Bundesgesetz vom 17. Dezember 
1956, BGBl. Nr. 264, konnte eine fühlbare Ver
besserung des Lebensstandards der Kriegsopfer 
erzielt werden. Das Bundesgesetz vom 18. Juli 
1957, BGBl. Nr. 172, hat die für den Anspruch 
auf Zusatzrente und Elternrente maßgebenden 
Einkommensgrenzen im Hinblick auf die mit 
1. Jänner 1957 erfolgte Erhöhung der Sozial
versicherungsrenten neu festgesetzt. über diese 
Verbesserungen der Versorgungsleistungen hin
aus erscheint es zur Erleichterung der Lebens
haltung der erwerbsunfähigen, blinden und im 
besonderen Maße pflegebedürftigen Schwerbe
schädigten geboten, die für diesen Personenkreis 
in Betracht kommenden Leistungen zu erhöhen, 
wobei sich die Erhöhung der Grund· und vollen 
Zusatzrente für erwerbsunfähige Schwerbeschä
digte auf die Einkommensgrenzen entsprechend 
auswirken wird. Die gegenständliche Novellie
rung wird gleichzeitig zum Aril,aß genommen, 

. eine notwendige Ergänzung der Bestimmungen 
über die Heilfürsorge vorzunehmen und be
stehende Härten auf dem Gebiete der Witwen
und Waisenversorgung zu beseitigen. 

Für die sich aus der Novelle ergebende Mehr
belastung des Bundes wird im Gesamtvoranschlag 
der Ausgaben für die J(riegsopfer für das Jahr 
1958 vorgesorgt. 

In der Debatte sprachen außer dem Bericht
erstatter die Abgeordneten K y seI a, M a
c h u n z e, Dr. Sc h wer, K a n d u t s c,h und 
der Bundesminister für soziale Verwaltung 
Pro k s c h. 

Auf Antrag der Abgeordneten K y seI a und 
Alt e n bur ger wurde der Wortlaut des 
Art. I Z. 7 des Initiativantrages abgeändert. Fer
ner hat der Ausschuß die Fassung des Initiativ
antrages dahingehend abgeändert, daß im Art. I 
der Inhalt der Bestimmung der Z. 6 in die Z. 6 
und 8 aufgenommen wurde; die bisherige Z. 8 
erhält die Bezeichnung Z. 9. . 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetz
entwurfes wird bemerkt: 

Zu Art. I Z. 1 bis 3: 

Die Grundrente für erwerbsunfähige Schwer
beschädigte beträgt nach der derzeitigen Rechts
lage ab 1. Jänner 1958 485 S, die Zusatzrente 
425 S. Durch die Erhöhung der Grund- und Zu
satzrente auf je 500 S wird den erwerbsunfähigen 
Schwerbeschädigten, die über kein den Anspruch 
auf Zusatzrente ausschließendes Einkommen ver
fügen, ohne Berücksichtigung der Familienzu
lagen eine Beschädigtenrentevon 1000 S, den 
übrigen Erwerbsunfähigen eine Grundrente von 
500 S gewährleistet sein. 

-Durch die Festsetzung der Beträge für die 
Grundrente und die volle Zusatzrente eines er
werbsunfähigen Schwerbeschädigten mit je 500 S 
wird sich auch die Einkommensgrenze für den 
Anspruch auf Zusatzrente von 910 Sauf 1000 S 
erhöhen. Bei einem Einkommen bis zu 500 S 
wird demnach die volle Zusatzrente und von 
500 S an eine Teilzusatzrente _ gebühren; von 
einem Einkommen von 1000 S an wird der An
spruch auf Zusatzrente wegfal!en. Mit der Er
höhung der Einkommensgrenzen wird ferner 
vermieden, daß die bevorstehende Erhöhung der 
Alters- und Invaliditätsrenten aus der Pensions
versicherung der Arbeiter eine Minderung oder 
Einstellung von Zusatzrenten beziehu~gsweise 
Elternrenten in der Kriegsopferversorgung zur 
Folge hätte. 

Die Bestimmungen des § 12 Abs. 2 KOVG. 
1957 scillen lediglich deswegen abgeändert wer
den, weil die derzeit im Gesetz festgelegte Min
desteinkommensgrenze von 910 S und der Min
desterhöhungsbetrag von je 60 S für Gattin und 
Kinder des Schwerbeschädigten nur bis 31. De
zember 1957 Bedeutung haben und daher vom 
1. Jänner 1958 an entbehrlich sind. 
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Zu Art. I Z. 4: I pelwaisen, die auf die Waisenversorgung nadt 

Eine Erhöhung der Sätze für die -Pflegezulagen d~m K~iegsoj:>fe:versorgungsgesetz 1957 ~nge
und Blindenzulagen von der Stufe In an er- WIesen smd, erleIchtert werden. 
scheint geboten, um die Kosten der Wartung 
und .. Pfl~ge ~ntsprechend dem Grade der Pflege- Zu Art. I Z. 9: 
bedurftlgkm besser zu berücksichtigen. Die überleitungsbestimmungen des § 105 

Zu Art. I Z. 5: 

Die Angehörigen des Bundesheeres die eine 
Dienstbesdlädigung erlitten haben, g~hören zu 
den ge~äß § 1 Abs. 1 KOVG. 1957 versorgungs
berechtigten Personen. Soweit es sich hiebei um 
~ehrpflichtige handelt, h~ben si~ gemäß den Be
stimmungen des IV. Abschnittes des Heeresge
bührengesetzes, BGBL Nr. 152/1956, Anspruch 
auf gesundheitliche Betreuung. Wird von Wehr
p.flichtig.en während des Präsenzdienstes wegen 
emer DIenstbeschädigung ein Anspruch auf Ver
sorgung nach. dem Kriegsopferversorgungsgesetz 
1957 erhoben, so besteht im Falle der Anerken
n\lng ~er angemeldeten Gesundheitsschädigung 
als DIenstbeschädigung neben dem Anspruch 
nach dtm Heeresgebührengesetz noch ein An
spruch auf Heilfürsorge nach dem Kriegsopfer
versorgungsgesetz 1957. Da doppelte Leistungen 
aus der Heilfürsorge begrifflich nicht vorkommen 
können, erscheint es gerechtfertigt, die Ruhens
bestimmung des letzten Satzes des § 26 Abs. 1 
KOVG. 1957 auf den Fall der gesundheitlichen 
Betr~uung nach dem Heeresgebührengesetz zu 
erweItern. 

Zu Art. I Z. 6 und 8: 

Durch die Erhöhung der Grund- und vollen 
~.usatzrente für erwerbsunfähige Schwerbeschä
dIgte auf zusammen 1000 S wird sich zufolge 
der Bestimmungen des § 35 Abs. 3 und § 45 
KOVG. 1957 die für den Anspruch auf Witwen
zusatzrente und Elternrente maßgebende Ein
kommensgrenze auf 75 v. H. dieses Betrages, 
demnach auf 750 S erhöhen. 

Die Frauen- und Kinderzulagen betragen vom 
1. Jänner 1958 an 60 S. Der im Gesetz in dieser 
Höhe .vorgesehene Mindestbetrag der Erhöhung 
der Emkommensgrenzen für Witwen mit wai
senrentenberechtigten -Kindern und für Eltern
paare hat daher nur für die Zeit bis 31. Dezem
ber 1957 Bedeutung. Aus Anlaß der gegenständ-
lichen Novellierung des Kriegsopferversorgungs
gesetzes 1957 werden die diesbezüglichen Bestim
mungen beseitigt. 

Zu Art. I Z. 7: 

Mit der Erhöhung der Zuwendung z~r Dop
pelwaisenrente soll die Lebenshaltung der Dop-

Wimberger 
Berichterstatter 

A?s. 2. des Kriegsopferversorgungsgesetzes in 
semer ursprünglichen Fassung wurden zugunsten 
von Witwen erlassen, die sich unter der Wirk
samkeit des Invalidenentschädigungsgesetze~ wie
derverehelicht hatten und deren Witwenrente 
nicht gemäß § 22 Abs. 3 des genannten Ge
setzes abgefertigt worden ist, weil der Anspruch 
auf Witwenrente als gewahrt zu gelten hatte 
oder weil die Witwe sich für den Vorbehalt auf 
den Weiterbezug der Witwenrente im Sinne der 
angeführten Gesetzesstelle entschieden hatte. 
Vom 1. J~nner 1950 an konnte solchen Witwen 
nach dem Ableben des zweiten Ehegatten eine 
Witwenbeihilfe gewährt werden. §. 38 Abs. 2 
KOVG. in der durch das Bundesgesetz vom 
6: Juli .1954, -BGBL Nr. 169, gegebenen Fassung 
sIeht hmgegen nach Beendigung der zweiten Ehe 
unter bestimmten Voraussetzungen ein Wieder
aufleben des Anspruches auf Witwenrente vor. 
Diese Rechtswohltat kann im Hinblidt auf die 
herrschende Auslegung der Bestimmungen des 
§ 38 Abs. 2 im Zusammenhalt mit § 105 Abs.2 
KOVG. 1957 den Witwen, auf die die Bestim
mungen des Invalidenentschädigungsgesetzes an
wendbar waren, nicht zugutekommen. Diesen 
durchwegs in höherem Lebensalter stehenden 
Witwen kann nur eine Witwenbeihilfe gewährt 
werden. Sie sind demnach rechtlich schlechter 
gestellt als die Witwen aus dem zweiten Welt
krieg, deren Anspruch auf Witwenrente nach 
Beendigung der zweiten Ehe bei Vorliegen der 
im § 38 Abs. 2 KOVG. 1957 angeführten Vor
aussetzungen wieder voll auflebt. Diese nicht. ge
rechtfertigte unterschiedliche Behandlung wird 
durch die Neufassung des § 105 Abs. 2 KOVG. 
1957 beseitigt. Damit werden all~ Witwen ein
heitlich der Vorschrift des § 38 Abs. 2 KOVG. 
1957 unterstellt, wobei es ohne Bedeutung bleibt, 
ob ihr Rentenanspruch infolge der Wi.ederver
ehelichung abgefertigt worden ist oder nicht. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf 
mit den angeführten Abänderungen einstimmig' 
angenommen. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung stellt den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem an g e
s chI 0 s sen enG e set zen t w u r f die ver
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 28. November 1957 

Altenburger 
Obmannstellvertreter . 

t 
I 

i 
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Bundesgesetz vom 1957, 
mit dem das Kriegsopferversorgungsgesetz 

1957 abgeändert wird. _ 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel 1. 

Das Kriegsopferv:ersorgungsgesetz 1957, BGBl. 
. Nr. 152, in der Fassung des Bundesgesetzes vom 

18. Juli 1957, BGBl. Nr. 172, wird abgeändert 
wie folgt: 

1. Im § 11 ist die Zahl 485 durch die Zahl 
500 zu ersetzen. 

2. Im § 12 hat Abs. 2 zu lauten: 

,,(2) Die Zusatzrente wird nur insoweit ge
zahlt, als das monatliche Einkommen (§ 13) des 
Schwerbeschädigten ohne Berücksichtigung der 
Grundrente die Höhe der ihm bei Erwerbsun
fähigkeit zustehenden Beschädigtenrente (Grund
rente und volle Zusatzrente) nicht erreicht; diese 
Grenze erhöht sich, falls Kinderzulagen und 
Frauenzulage (§§ 16, 17) gebühren, um deren 
Betrag." 

3. Im § 12 Abs. 3 ist die Zahl 425 durch die 
Zahl 500 zu ersetzen. 

4. Im § 18 Abs. 2 sind die Zahlen 840, 1050 
und 1260 in der angegebenen Reihenfolge durch 
die Zahlen 900, 1200 und 1500 zu ersetzen. 

5. Im § 26 Abs. 1 hat der letzte Satz 'zu 
lauten: 

"Der Anspruch auf Heilfürsorge nach diesem 
Bundesgesetze ruht, solange und insoweit der 
Beschädigte Anspruch auf Leistungen der gesetz
lichen Krankenversicherung oder als Wehrpflidl
tiger gemäß den Bestimmungen des IV. Ab
schnittes des Heeresgebührengesetzes, BGBl. 
Nr. -152/1956, Anspruch auf gesundheitliche Be
treuung hat." 

3 

6. Im § 35 hat Abs. 3 zu lauten: 

,,(3) Zusatzrente erhalten auf Antrag die im 
Abs. 2 lit. a, bund c bezeichneten Witwen, wenn 
und insoweit ihr monatliches Einkommen (§ 13) 
'ohne Berücksichtigung der Grundrente 75 v. H. 
der im § 12 Abs. 2 erster Halbsatz aufgestellten 
Einkommensgrenze nicht erreicht; diese Grenze 
erhöht sich für jedes waisenrentenberechtigte 
Kind um den Betrag der Kinderzulage (§ 16)." 

7. Im § 42 hat der zweite Sätz zu lauten: 

"Doppelwaisen kann bei Vorliegen berücksidl
tigungswürdiger Gründe zur Waisenrente eine 
Zuwendung bis zur Höhe der Waisenrente ge
währt werden, wenn und insoweit ihr eigenes 
Einkommen (§ 13) den Betrag der Waisenrente 
nicht erreidlt und wenn keine alimentations
fähigen Angehörigen vorhanden sind." 

8. Im § 45 hat der dritte Satz zu lauten: 

"Diese Einkommensgrenze erhöht sich, falls 
ein Elternpaar (§ 46) in Betracht kommt, um 
den Betrag der Frauenzulage (§ 17)." 

9 .. Im § 105 hat Abs. 2 zu lauten: 

,,(2) Auf Witwen, deren Witwenrente unter 
der Wirksamkeit des Invalidenentschädigungs
gesetzes oder der bis 31. Dezember 1949 in Gel
tung gestandenen versorgungsrechtlichen Vor
schriften wegen Wiederverehelichung der Witwe 
eingestellt worden ist, sind ohne Rücksicht dar
auf, ob die \Vitwenrente abgefertigt worden ist 
oder nicht, die Bestimmungen des § 38 Abs. 2 
anzuwenden. " 

Artikel 11. 

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1958 
in Kraft. 

Artikel III. 

Mit der Voll ziehung dieses Bundesgesetzes ist 
das Bundesmiriisterium für soziale Verwaltung 
betraut. 
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